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für die Mitglieder
des Innenausschusses

Sitzung des Innenausschusses am 13.11.2025
Antrag der Fraktion der AfD vom 03.11.2025 „Halloween 2025 - 
Welche Bilanz kann gezogen werden?“

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­

sende ich den schriftlichen Bericht zu dem Tagesordnungspunkt „Hallo­

ween 2025 - Welche Bilanz kann gezogen werden?“.

Mit freundlichen Grüßen
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des Ministers des Innern

für die Sitzung des Innenausschusses am 13.11.2025 

zu dem Tagesordnungspunkt

„Halloween 2025 - Welche Bilanz kann gezogen werden?“

Antrag der Fraktion der AfD vom 03.11.2025

Die Polizei Nordrhein-Westfalen hat sich auch in diesem Jahr umfassend 

auf die besonderen Herausforderungen im Zusammenhang mit Hallo­

ween vorbereitet, um auf Einsatzanlässe schnell, konsequent und mit 

starken Kräften reagieren zu können.

Die polizeiliche Einsatzplanung und -bewältigung im Zusammenhang mit 

Halloween obliegt den örtlich zuständigen Kreispolizeibehörden. Hierzu 

werden insbesondere aktuelle Erkenntnisse und Ereignisse sowie Ein­

satzverläufe der Vorjahre in die Beurteilung der Lage einbezogen, um 

Einsätze einerseits vorplanen und andererseits vor Ort kurzfristig auf be­

sondere Lageentwicklungen reagieren zu können.

Vom 31.10.2025 bis zum 01.11.2025 setzten die Kreispolizeibehörden in 

der Zeit von 16:00 Uhr bis 06:00 Uhr rund 6 300 Einsatzkräfte einschließ­

lich Kräfte der Bereitschaftspolizei ein.

Zudem wurden Kräfte der Bereitschaftspolizei als sogenannte Landesein­

satzbereitschaft unter zentraler Koordination des Landesamts für Zent­

rale Polizeiliche Dienste Nordrhein-Westfalen disloziert bereitgehalten.

Im Vergleich zu 2024 wurden in diesem Jahr weniger Polizeieinsätze 

(2024: 2 723 Einsätze; 2025: 2 413 Einsätze) mit Bezug zu Halloween
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(2024: 2 322 Maßnahmen; 2025:1 827 Maßnahmen). Zudem wurden we­

niger Polizeibeamtinnen und -beamte (PVB) verletzt (2024: neun PVB;

2025: drei PVB).

Das Ministerium der Justiz hat mir zu dem vorbezeichneten Tagesord­

nungspunkt mit Schreiben vom 10.11.2025 folgende Informationen zur 

Verfügung gestellt:

„1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwalt- 

schaftlichen Ermittlungen zu den oben beschriebenen Vorfällen? (Bitte 

Tathergang sowie Straftatbestände aufschlüsseln.) [...]

3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronolo­

gisch auflisten.)

Der Generalstaatsanwalt in Köln hat dem Ministerium der Justiz unter 

dem 07.11.2025 im Wesentlichen wie folgt berichtet:

,Zu den [...] gestellten Fragen haben mir die Leitende Oberstaatsanwältin 

in Aachen und der Leitende Oberstaatsanwalt in Bonn berichtet.

1.) Die Leitende Oberstaatsanwältin in Aachen wie folgt:

, Frage 1.:

Der stark alkoholisierte 28-jährige Geschädigte geriet in der Aachener In­

nenstadt gegen 04.30 Uhr des 01.11.2025 in eine - nach Angaben eines 

unbeteiligten Zeugen möglicherweise von ihm selbst ausgelöste - verbale 

Auseinandersetzung mit einer Gruppe von vier bis fünf Personen. Ihr folg­

ten Tätlichkeiten in Form von Schlägen und Tritten gegen den Geschä­

digten, der zu Boden ging. Die Personen entfernten sich, als sie wahr­

nahmen, dass der sie beobachtende Zeuge sein Telefon betätigte. Nach
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biltelefon, seine Jacke und sein Schlüssel fehlten, während seine Geld­

börse noch vorhanden war. Eine Wegnahme der fehlenden Gegenstände 

durch die beteiligten Personen konnte der Zeuge nicht bestätigen. Der 

Geschädigte erlitt Prellungen und Risswunden sowie die Beschädigung 

eines Zahnes.

Es besteht der Verdacht des gemeinschaftlichen Raubes in Tateinheit mit 

gefährlicher Körperverletzung nach den §§ 249 Abs. 1, 223 Abs. 1, 224 

Abs.1 Nr. 4, 25 Abs. 2, 52 Strafgesetzbuch.

Die Täter konnten bislang nicht ermittelt werden.

Frage 3.:

Mit Blick auf die ungeklärte Identität der Täter liegen keine Erkenntnisse 

zu Vorstrafen vor. ‘

2.) Der Leitende Oberstaatsanwalt in Bonn wie folgt:

,Zu Fragen 1 und 3:

Am 31.10.2025 gegen 19.40 Uhr wurden zwei die Riesengebirgsstraße 

im Bonner Ortsteil Tannenbusch befahrende und mit Fahrgästen besetzte 

Linienbusse mit Steinen beworfen, wodurch mehrere Scheiben durch­

schlagen wurden. Personen wurden nicht verletzt. Die Ermittlungen ge­

gen den oder die unbekannten Täter wegen gefährlichen Eingriffs in den 

Straßenverkehr, versuchter gefährlicher Körperverletzung und gemein­

schädlicher Sachbeschädigung dauern an. ‘

Der Generalstaatsanwalt in Köln hat in seinem vorbezeichneten Bericht 

ferner mitgeteilt, er habe keine Bedenken gegen die jeweilige staatsan­

waltliche Sachbehandlung.
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Justiz unter dem 07.11.2025 wie nachstehend berichtet:

,lm Zusammenhang mit der Explosion eines pyrotechnischen Gegenstan­

des, weshalb die Hand eines 14 Jahre alten Jugendlichen verletzt wurde, 

wird derzeit wegen gefährlicher Körperverletzung und Verstoßes gegen 

das Sprengstoffgesetz gegen Unbekannt ermittelt. Der geschädigte Ju­

gendliche gab an, er sei von einer ihm unbekannten Personen mit sog. 

„Böllern“beworfen worden. Die Ermittlungen zu den Einzelheiten des Tat­

hergangs sowie der Identität der Beteiligten dauern an. ‘

Die Generalstaatsanwältin in Düsseldorf hat dem Ministerium der Justiz 

mit Randbericht vom 07.11.2025 mitgeteilt, sie habe gegen die staatsan­

waltliche Sachbehandlung keine Bedenken.

Der Leitende Oberstaatsanwalt in Essen hat dem Ministerium der Justiz 

unter dem 06.11.2025 wie nachstehend berichtet:

Ermittlungsverfahren wegen der Verwendung von Pyrotechnik oder in 

Folge von Ausschreitungen in der Nacht vom 31.10. auf den 01.11.2025 

sind nach Abfrage bei den Dezernentinnen und Dezernenten und dem an 

dem Wochenende eingesetzten Bereitschaftsdienst sowie nach Rück­

sprache mit der Abteilungsleiterin für politische Strafsachen - soweit er­

sichtlich - hier bislang nicht anhängig geworden. ‘

Der Leitende Oberstaatsanwalt in Hagen hat dem Ministerium der Justiz 

unter dem 06.11.2025 im Wesentlichen wie nachstehend berichtet:
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Zur Beantwortung der Fragen 1 und 3 [...] berichte ich - soweit mein Ge­

schäftsbereich betroffen ist - wie folgt:

Frage 1:

Soweit durch die Polizei in Hagen in der Nacht vom 31.10. auf den 

01.11.2025 sog. Böller sichergestellt wurden, werden bei der Staatsan­

waltschaft Hagen zwei Ermittlungsverfahren wegen Verstößen gegen das 

Sprengstoffgesetz geführt, in denen die Ermittlungen andauern. Das eine 

Verfahren richtet sich gegen einen 14-jährigen Jugendlichen, das andere 

Verfahren gegen einen 23-jährigen Beschuldigten. ‘

Frage 3:

Der Bundeszentralregisterauszug des 14-jährigen Beschuldigten weist 

keine Eintragungen auf.

Der Bundeszentralregisterauszug des 23-jährigen Beschuldigten weist 

neben nicht in das Führungszeugnis aufzunehmenden Sanktionen nach 

Jugendstrafrecht drei Verurteilungen nach allgemeinem Strafrecht wegen 

Diebstahls, Beleidigung und Erschleichens von Leistungen zu Geldstra­

fen auf.

II.

Soweit es zu zwei Festnahmen wegen offener Haftbefehle gekommen ist, 

weisen diese einen inhaltlichen Bezug zu der Nacht vom 31.10.2025 auf 

den 01.11.2025 nicht auf. ‘

Seite 6 von 10

Der Leitende Oberstaatsanwalt in Siegen hat dem Ministerium der Justiz 

unter dem 06.11.2025 unter anderem wie folgt berichtet:
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, Soweit mein Geschäftsbereich betroffen ist, berichte ich wie folgt:

I.

Zu Frage 1:

Nach den bisher wegen des Verdachts der Herbeiführung einer Spreng­

stoffexplosion in Tateinheit mit versuchter gefährlicher Körperverletzung 

und Sachbeschädigung durchgeführten Ermittlungen ist ein heranwach­

sender Beschuldigter verdächtig, am 31.10.2025 um 21:08 Uhr einen in 

Deutschland nicht zugelassenen Knallkörper der Bezeichnung „FP3“ des 

polnischen Herstellers Jorge Fireworks (Kategorie F3 nach § 3 a Abs. 1 

Nr. 1 c Sprengstoffgesetz) durch ein geöffnetes Fensterin einen beleuch­

teten Wohn- und Schlafraum eines Wohncontainers einer Kommunalen 

Unterbringungseinrichtung der Stadt Drolshagen geworfen zu haben. Zu 

diesem Zeitpunkt befand sich ein Bewohner in dem Zimmer. Nach den 

bisherigen Erkenntnissen erfolgte der Wurf unkontrolliert aus etwa einem 

Meter Entfernung. Der Bewohner der Unterkunft befand sich im Zeitpunkt 

des Wurfes unmittelbar vor dem geöffneten Fenster. Er sprang aus dem 

Fenster und blieb unverletzt. Zuvor soll es bereits zum Ausruf einer aus­

länderfeindlichen Parole gekommen sein. Ferner soll - zumindest kurz­

zeitig - Blickkontakt zwischen dem Beschuldigten und dem Geschädigten 

bestanden haben. Nach bisherigen Erkenntnissen kam der Knallkörper 

auf der Oberseite eines im Zimmer befindlichen Kühlschranks zur Deto­

nation, hinterließ einen handgroßen Brandfleck an der Wand und beschä­

digte auf dem Kühlschrank befindliche Gegenstände geringen Wertes.

Darüber hinaus richten sich die Ermittlungen derzeit gegen einen weite­

ren Beschuldigten (Jugendlichen), gegen den ein Anfangsverdacht we­

gen einer Teilnahme (Anstiftung bzw. Beihilfe) an der vorgeschriebenen 

Tat besteht.
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Zur Tatzeit sollen sich mindestens drei weitere jugendliche Personen am 

Tatort befunden haben. Ob und inwieweit diese auch an dem vorgeschil­

derten Tatablaufbeteiligt waren und inwieweit der Tat eine politische Mo­

tivation zugrunde lag, ist Gegenstand der laufenden Ermittlungen. ‘

Zu Frage 3:

Die Auszüge aus dem Erziehungsregister der beiden Beschuldigten wei­

sen keine Einträge auf. ‘

Der Generalstaatsanwalt in Hamm hat dem Ministerium der Justiz in sei­

nen Randberichten vom 07.11.2025 jeweils berichtet, er habe gegen die 

staatsanwaltliche Sachbehandlung keine Bedenken.“

Polizeiliche Erkenntnisse fußen grundsätzlich auf Verdachtsmomenten, 

die Grundlage für eine polizeiliche Strafanzeige oder die Gegenstand von 

kriminalpolizeilichen Ermittlungen geworden sind. Solche Erkenntnisse 

ermöglichen regelmäßig keinen Rückschluss auf die Richtigkeit des in 

Rede stehenden Vorwurfs und auf das Ergebnis der abschließenden jus­

tiziellen Prüfung durch Staatsanwaltschaften und Gerichte. Bis zu einer 

rechtskräftigen Verurteilung gilt die Unschuldsvermutung.

Mit Bezug zu dem auf Grundlage eines Berichts der Leitenden Ober­

staatsanwältin in Duisburg dargestellten Sachverhalts berichtet das Poli­

zeipräsidium Duisburg, dass sich die Ermittlungen wegen des Verdachts 

des Verstoßes gegen das Sprengstoffgesetz mittlerweile gegen den ge­

schädigten Jugendlichen richten. Dieser nunmehr Beschuldigte ist wegen 

des Verdachts der Begehung einer Körperverletzung und einer Sachbe­

schädigung polizeilich in Erscheinung getreten.
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Im Zusammenhang mit der Sicherstellung pyrotechnischer Gegenstände 

in Marl führt das Polizeipräsidium Recklinghausen Ermittlungen wegen 

des Verdachts des Verstoßes gegen das Sprengstoffgesetz gegen zwei 

Beschuldigte. Einer der Beschuldigten ist wegen des Verdachts der Be­

gehung einer gefährlichen Körperverletzung polizeilich in Erscheinung 

getreten.

Mit Bezug zu dem Bericht des Leitenden Oberstaatsanwaltes in Hagen 

ist der 23-jährige Beschuldigte in zwölf Fällen - im Wesentlichen wegen 

des Verdachts des Verstoßes gegen das Betäubungsmittelgesetz, der 

Körperverletzung, des Raubes, des Diebstahls sowie der Bedrohung - 

polizeilich in Erscheinung getreten.

Mit Bezug zu dem Bericht des Leitenden Oberstaatsanwaltes in Siegen 

ist einer der Beschuldigten wegen des Verdachts der Begehung einer 

Körperverletzung polizeilich in Erscheinung getreten.

Datenquelle für die Beantwortung von Fragen zur Kriminalitätsentwick­

lung ist die Polizeiliche Kriminalstatistik. Sie wird nach bundeseinheitlich 

festgelegten Richtlinien erstellt. Bis ins erste Quartal des Folgejahres hin­

ein führt das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen umfangreiche und 

aufwändige Prüfroutinen im Rahmen eines Qualitätssicherungsprozes­

ses durch. Insofern liegen diese qualitätsgesicherten Daten zu Straftaten 

in der Polizeilichen Kriminalstatistik für das laufende Jahr 2025 nicht vor. 

Für das laufende Jahr 2025 können Daten zur Kriminalitätslage bei poli­

zeilich bekannt gewordenen Straftaten jedoch auf Grundlage einer Aus­

wertung des Vorgangsbearbeitungssystems „Verfahren zur integrierten 

Vorgangsbearbeitung und Auskunft (ViVA)“ der Polizei Nordrhein-West­

falen ausgewertet und dargestellt werden. Dabei handelt es sich aller­

dings um Daten, die eine Momentaufnahme zum Zeitpunkt der Auswer-
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tung abbilden. Im Fortgang der polizeilichen Ermittlungen kann es bei­

spielsweise zu deliktischen Neueinordnungen kommen. Die im Rahmen 

der Abfrage erhobenen Daten sind zu einem späteren Zeitpunkt nicht re­

produzierbar. Statistische Abweichungen ergeben sich zudem, da Straf­

taten mit Tatort in Nordrhein-Westfalen, die durch andere Länder oder 

Bundesbehörden abschließend bearbeitet werden, nicht im Datenbe­

stand des Vorgangsbearbeitungssystems ViVA erfasst werden. Ein Ver­

gleich von Daten aus dem Vorgangsbearbeitungssystem ViVA mit den im 

Folgejahr veröffentlichten Daten der Polizeilichen Kriminalstatistik Nord­

rhein-Westfalen ist ggf. nicht aussagekräftig.

Im Zeitraum vom 31.10.2025, 12:00 Uhr, bis zum 01.11.2025, 12:00 Uhr, 

wurden in Nordrhein-Westfalen im Vorgangsbearbeitungssystem ViVA 

insgesamt 4 488 Straftaten erfasst. Den Bearbeitungsstand der diesbe­

züglichen Ermittlungsverfahren bitte ich der nachfolgenden Tabelle zu 

entnehmen.

Vorgangsstatus Anzahl der Vorgänge

In polizeilicher Bearbeitung 4 132
Vorläufig zur Entscheidung an die Staats­
anwaltschaft übergeben 13
Nach Abschluss der polizeilichen Bearbei­
tung an die Staatsanwaltschaft übergeben 
Gesamt

343
4 488
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